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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Raumordnungsbericht 1972 der Bundesregierung 

— Drucksache VI/3793 — 

Raumordnungsbericht 1974 der Bundesregierung 

— Drucksache 7/3582 — 

Raumordnungsprogramm für die großräumige Entwicklung des 
Bundesgebietes (Bundesraumordnungsprogramm) 

— Drucksache 7/3584 — 

sowie zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. Jahn (Münster), 
Dr. Schneider, Mick, Dr. Waffenschmidt, Dr. Warnke, Niegel, Sick, Nord- 
lohne, Dr. Gruhi, Dr. Prassler, Orgaß und der Fraktion der CDU/CSU 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, 
Dr. Waffenschmidt, Dr. Warnke, Sick, Dr. Gruhi, Orgaß und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU — Drucksachen 7/1417, 7/2044 — betr. Raumordnung 

— Drucksache 7/2563 — 


A. Problem 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag gemäß § 11 ROG die 
Raumordnungsberichte 1972 und 1974 sowie auf Ersuchen des 
Bundestages das Raumordnungsprogramm für die großräumige 
Entwicklung des Bundesgebietes (Bundesraumordnungspro- 
gramm) zugeleitet. Während im Raumordnungsbericht 1972 die 
räumliche Situation und Entwicklung sowie die raumbedeutsa- 
men Planungen und Maßnahmen für den Berichtszeitraum 1970 
bis 1972 dargestellt sind, befaßt sich der Raumordnungsbericht 
1974 mit den veränderten ökonomischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen und zieht die daraus für die Raumordnung 
absehbaren Schlußfolgerungen. Der Bericht baut auf dem Bun- 
desraumordnungsprogramm auf und zeigt Ansätze für seine 
Fortschreibung. Das Bundesraumordnungsprogramm soll It. Be- 
schluß des Bundestages vom 3. Juli 1969 auf der Grundlage 
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einer konkreten räumlichen Zielvorstellung für die Entwick- 
lung des Bundesgebietes die regionale Verteilung der raum- 
wirksamen Bundesmittel festlegen. 


B. Lösung 

Die Raumordnungsberichte machen mit ihren Analysen und 
Trendbeschreibungen die räumliche Entwicklung in der Bun- 
desrpublik und die dabei auftretenden Probleme für Bund und 
Länder sowie die Öffentlichkeit transparent. Sie geben der 
räumlichen Planung auf den verschiedenen Ebenen und Sekto- 
ren wichtige Anhaltspunkte für die Einordnung in den räum- 
lichen Gesamtzusammenhang. Mit dem Bundesraumordnungs- 
programm wird die Herstellung gleichwertiger Lebensbedingun- 
gen in allen Teilräumen der Bundesrepublik durch den Abbau 
der großräumigen Disparitäten angestrebt. Dazu werden An- 
gaben über die Verteilung raumwirksamer Bundesmittel vor- 
nehmlich in denjenigen Räumen gemacht, die besondere Schwä- 
chen in der Erwerbs- und/oder Infrastruktur aufweisen und/oder 
durch Bevölkerungsabwanderung gefährdet sind. Ferner wer- 
den Räume ausgewiesen, in denen durch raumbedeutsame Pla- 
nungen und Maßnahmen einem Zuwanderungsdruck entgegen- 
gewirkt werden soll. 

Das Programm stellt den gesamträumlichen und überfachlichen 
Orientierungsrahmen dar, der es dem Bund und den Ländern 
ermöglichen oder erleichtern soll, für raumbedeutsame Planun- 
gen und Maßnahmen eine größere Effizienz zu erreichen. Damit 
liegt ein wichtiges Koordinierungsinstrument für die Fachpla- 
nungen von Bund und Ländern vor. 

Eine stärkere Koordinierung der raumwirksamen Planungen 
und Maßnahmen, insbesondere auf der Grundlage des Bundes- 
raumordnungsprogramms, wird für notwendig und deren Ein- 
fügung in die mittelfristige Finanzplanung für wünschenswert 
gehalten. Die Bundesregierung wird ersucht, das Bundesraum- 
ordnungsprogramm im einzelnen umzusetzen sowie alsbald fort- 
zuschreiben. 

Einstimmiger Beschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Immer (Altenkirchen) und Dr. Jahn (Münster) 


1 

Der Raumordnungsbericht 1972 der Bundesregie- 
rung — Drucksache VI/3793 — vom 19. September 
1972, der in der 6. Wahlperiode wegen deren vor- 
zeitiger Beendigung nicht mehr beraten werden 
konnte, wurde in der 30. Sitzung der 7. Wahlperiode 
am 10. Mai 1973 dem Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau sowie dem Innenausschuß 
nach § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung überwiesen. 
Der mitberatende Innenausschuß befaßte sich damit 
in der Sitzung vom 2. Oktober 1975. Der federfüh- 
rende Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau beriet die Vorlage in den Sitzungen am 
6. Juni 1973 und 22. Oktober 1975. 

Der Raumordnungsbericht 1974 der Bundesregie- 
rung vom 30. April 1975 — Drucksache 7/3584 — 
wurde in der 175. Sitzung am 4. Juni 1975 dem Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
sowie dem Innenausschuß nach § 76 Abs. 2 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. Der mitberatende Innen- 
ausschuß hat sich damit in der Sitzung am 2. Oktober 
1975 befaßt. Der Wirtschaftsausschuß hat die Vor- 
lage in der Sitzung am 19. Oktober 1975 gutachtlich 
erörtert. Den Empfehlungen des Innenausschusses 
und des Wirtschaftsausschusses zufolge, soweit sie 
nicht in den Bericht Eingang gefunden haben, sollte 
darauf hingewirkt werden, daß sowohl die Abgren- 
zungen der Mittelbereiche der Raumordnung und 
der Arbeitsmarktregionen der regionalen Struktur- 
politik als auch der Gebietseinheiten des Raumord- 
nungsprogramms so aufeinander abgestimmt wer- 
den, daß sie voll ineinander integrierbar sind. Fer- 
ner sollte sichergestellt werden, daß gemeinsame 
Bestandsdaten der Raumordnung und der regionalen 
Strukturpolitik sowie anderer Sachbereiche bereits 
auf der untersten räumlichen Ebene ausgewiesen 
werden. Der Innenausschuß hat einstimmig beschlos- 
sen, dem federführenden Ausschuß zu empfehlen, 
den Raumordnungsbericht 1972 und den Raumord- 
nungsbericht 1974 unter Berücksichtigung des in der 
Aussprache Vorgetragenen zur Kenntnis zu nehmen. 
Der Wirtschaftsausschuß hat den Raumordnungs- 
bericht 1974 zur Kenntnis genommen und positiv be- 
urteilt. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat die Vorlage in der Sitzung am 
22. Oktober 1975 behandelt. 

Das Bundesraumordnungsprogramm der Bundes- 
regierung vom 30. April 1975 — Drucksache 7/3584 — 
wurde in der 175. Sitzung am 4. Juni 1975 dem Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
sowie dem Haushaltsausschuß nach § 76 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung überwiesen. Der mitberatende 
Haushaltsausschuß hat in der Sitzung am 3. Dezem- 
ber 1975 die Vorlage zur Kenntnis genommen und 
ist Ziffer 2 des Antrages des federführenden Aus- 
schusses beigetreten. Der federführende Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat die 


Vorlage in der Sitzung am 22. Oktober 1975 behan- 
delt. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur Raumordnungspolitik vom 25. September 
1974 — Drucksache 7/2563 — wurde im Anschluß an 
die Aussprache über die Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU über die Raumordnung — Drucksachen 7/1417, 
7/2044 — in der 119. Sitzung am 26. September 1974 
dem Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau überwiesen, der diesen in der Sitzung am 

22. Oktober 1975 beraten hat. 

2 

Der Raumordnungsbericht 1972 knüpft an die 
Raumordnungsberichte von 1966, 1968 und 1970, der 
Raumordnungsbericht 1974 ebenfalls an die vorher- 
gehenden Berichte an. Diese Berichte sind nach § 1 1 
Raumordnungsgesetz in zweijährigem Abstand zu 
erstatten. 

Das Bundesraumordnungsprogramm geht auf einen 
Beschluß des Bundestages vom 3. Juli 1969 sowie 
einen Beschluß der Ministerpräsidentenkonferenz 
der Länder vom 13. bis 15. Oktober 1970 zurück. In 
dem Beschluß vom 3. Juli 1969 wurde die Bundes- 
regierung ersucht, auf der Grundlage einer konkre- 
ten räumlichen Zielvorstellung für die Entwicklung 
des Bundesgebietes die regionale Verteilung der 
raumwirksamen Bundesmittel in einem Bundesraum- 
ordnungsprogramm festzulegen. Die Konferenz der 
Ministerpräsidenten der Länder hielt es für dringend 
geboten, daß die aufgrund des § 8 des Raumord- 
nungsgesetzes zwischen Bund und Ländern gebildete 
Ministerkonferenz für Raumordnung alsbald ein sol- 
ches Programm ausarbeitet. 

Das Bundesraumordnungsprogramm wurde als ein 
Bund-Länder-Programm auf der Ministerkonferenz 
für Raumordnung am 14. Februar 1975 gegen die 
Stimmen der Länder Bayern und Baden- Württem- 
berg angenommen. Das Bundeskabinett hat es am 

23. April 1975 beschlossen. 

3 

Der Raumordnungsbericht 1972 wurde im Aus- 
schuß nur kurz behandelt, weil der Raumordnungs- 
bericht 1974 die aktuelle Situation darstellt und ein 
gemeinsam von Bund und Ländern verabschiedetes 
Bundesraumordnungsprogramm zur Grundlage hat. 
In der Diskussion wurde davon ausgegangen, daß 
das Raumordnungsprogramm als ein Kompromiß 
zwischen Bund und Ländern zustande gekommen ist. 
Die Koalition wies darauf hin, daß im Raumord- 
nungsbericht 1974 die Bundesregierung sehr viel 
deutlicher auf die Tendenzwende eingehen konnte, 
die durch Abnahme der Bevölkerung, geringeres 
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Wirtschaftswachstum und verengte öffentliche Finan- 
zierungsspielräume gekennzeichnet ist. 

Der Raumordnungsbericht 1974 und das Raum- 
ordnungsprogramm sind in einem Zusammenhang 
mit dem Städtebaubericht 1975 — Drucksache 7/3583 
■ — zu sehen, den der Ausschuß in der Sitzung vom 
23. Oktober 1975 beraten hat. 

Der Ausschuß hat die Raumordnungsberichte 1972 
und 1974 sowie das Raumordnungsprogramm zur 
Kenntnis genommen und dabei zum Ausdruck ge- 
bracht, daß sie die Raumordnungspolitik des Bundes 
weiter konkretisieren und die Möglichkeiten zu 
einer Koordinierung verfeinern. Der Ausschuß geht 
davon aus, daß das Raumordnungsprogramm im ein- 
zelnen umgesetzt und alsbald fortgeschrieben wird. 

4 

Im einzelnen befaßte sich der Ausschuß vor allem 
mit folgenden Themen: 

4.1 

Der Raumordnungsbericht 1974 weist zutreffend 
auf die Änderung der gesellschaftlichen und ökono- 
mischen Rahmenbedingungen der räumlichen Ent- 
wicklung hin. Dieser Umstand führt zu Konsequen- 
zen für die künftige Raumordnungspolitik. 

Der Ausschuß stellt fest, daß die Schaffung gleich- 
wertiger Lebensbedingungen für die Menschen au- 
ßerhalb der Ballungsräume und Ballungsrandzonen 
nur durch Maßnahmen im Sinne einer „dezentrali- 
sierten Konzentration" ermöglicht werden kann. 

Mit Sorge nimmt der Ausschuß von der sich aus 
Programm und Bericht ergebenden negativen Wan- 
derungsbilanz innerhalb ländlicher und zurückge- 
bliebener Räume Kenntnis; er schließt daraus, daß 
sich die raumwirksamen Maßnahmen von Bund und 
Ländern bisher als nicht ausreichend erwiesen ha- 
ben, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken. 

4.2 

Der Ausschuß vertritt einmütig die Auffassung, 
daß das Prinzip der dezentralisierten Konzentration 
ein flächenabdeckendes Prinzip sein muß. Allerdings 
setzt infolge des knapper werdenden Entwicklungs- 
potentials die Wirksamkeit dieses Prinzips eine 
gewisse Maßstabsvergrößerung bei den zentralen 
Orten voraus. Nur dann dürfte es möglich sein, die 
Abwanderung insbesondere der jüngeren Genera- 
tion aus ländlichen und zurückgebliebenen Räumen 
abzubremsen oder zu verhindern. Daher sind dort 
Maßnahmen erforderlich, die geeignet sind, sichere 
und hochwertige Arbeitsplätze zu erhalten und neu 
zu schaffen. Dem Bildungsstand entsprechende Er- 
werbstätigkeiten müssen insbesondere in solchen 
Räumen erheblich erweitert werden; denn bei Feh- 
len derartiger Möglichkeiten sind junge Menschen 
mit besseren Bildungs- und Ausbildungsabschlüssen 
geradezu gezwungen, diese Gebiete zu verlassen. 

4 . 2.1 

Wie sich herausgestellt hat, sind die Investitionen 
der Industrie in ländlichen Gebieten trotz beacht- 


licher Präferenzen schwer zu beeinflussen. Sie kön- 
nen aber erheblich erleichtert werden, wenn recht- 
zeitig infrastrukturelle Verbesserungen erfolgen. 
Daher kommt in diesen Gebieten gezielten Infra- 
strukturinvestitionen eine erhöhte Bedeutung zu. 

Im übrigen kann von privaten Unternehmen nicht 
erwartet werden, daß sie durch Investitionen zur 
Entwicklung benachteiligter oder zurückgebliebener 
Räume beitragen, wenn nicht auch die öffentliche 
Hand ihrerseits nach dem Prinzip der dezentralisier- 
ten Konzentration in diesen Gebieten Einrichtungen 
erhält und verstärkt schafft. Demgegenüber ist lei- 
der häufig festzustellen, daß unnötigerweise Ver- 
waltungsdienststellen und Dienstleistungseinrich- 
tungen in Ballungsräume verlagert werden. Dieser 
Tendenz ist entgegenzuwirken. 

4 . 2.2 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Verbesse- 
rung der Raumstruktur ist die Berücksichtigung zu- 
mutbarer Entfernungen. Insofern bedarf es der ver- 
kehrstechnischen Erschließung dünnbesiedelter 
Räume auch unter dem Aspekt einer Verbesserung 
der Chancen für die Neuansiedlung von Industrie- 
und Gewerbebetrieben. Die Raumordnung verlangt 
nicht, jede Schienenstrecke, wohl aber die Flächen- 
bedienung beizubehalten. Sie verlangt ein integrier- 
tes System der Nah- und Fernverkehrsbedienung im 
Raum. Die Koalition fordert darüber hinaus eine 
Zusammenfassung aller öffentlichen Verkehrsträger 
zu einem einheitlichen Betriebs-, Fahrplan- und 
Tarifverbund. 

Hinsichtlich der Erreichbarkeitsverhältnisse er- 
scheint es erforderlich, bei der Festlegung der Zen- 
tren und Achsen den Erreichbarkeitsindikator stär- 
ker als bisher zu berücksichtigen. Dabei ist zu er- 
mitteln, durch welche Verkehrsträger in Zukunft 
optimale Verhältnisse hergestellt oder auf längere 
Sicht garantiert werden können. Daher sind bei den 
Rationalisierungskonzepten der Bundesbahn und 
der Bundespost raumordnungspolitische Aspekte 
mehr als bisher verstärkt einzubeziehen. Sie dürfen 
also nicht nur aus betriebswirtschaftlicher Sicht ent- 
schieden werden. 

4 . 2.3 

Zukünftige Vorlagen sollten sich damit befassen, 
ob sich die Kategorie der zu bestimmten Zwecken 
ausgewiesenen „Vorranggebiete" bewährt hat. Zwar 
sollen die damit verbundenen ökologischen Zweck- 
setzungen nicht in Frage gestellt werden, allerdings 
besteht die Gefahr, daß in solchen — insbesondere 
landwirtschaftlichen oder für Erholung und Freizeit 
reservierten — • Vorranggebieten junge Leute man- 
gels attraktiver Arbeitsplatzangebote und Aufstiegs- 
chancen zur Abwanderung geradezu genötigt wer- 
den. Die Kategorie der Vorranggebiete sollte daher 
weiter untersucht und nach Möglichkeit mit klaren 
Zielsetzungen versehen werden. 

4.3 

Der Ausschuß setzt sich ferner für eine weitere För- 
derung der Infrastruktur zentraler Orte ein. Er ist 
allerdings der Auffassung, daß Bundesmittel vor- 
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rangig in zentrale Orte fließen sollen, die gleich- 
zeitig Entwicklungszentren sind. Der Ausschuß geht 
dabei davon aus, daß Entwicklungszentren in der 
Regel eine Auswahl von Mittelzentren darstellen, 
weil nur von diesen hinreichend starke Impulse für 
strukturschwache Regionen erwartet werden kön- 
nen. 

Der einheitlichen Förderung wegen — aber auch 
zum Zweck einer vergleichbaren Analyse — wird es 
als geboten angesehen, für die zentralen Orte ein- 
heitliche Kriterien aufzustellen, die über die Länder- 
grenzen hinaus vergleichbar sind. 

Wie von der CDU/CSU besonders betont wird, 
solle — wie im Bundesraumordnungsprogramm vor- 
gesehen — mittels der Entwicklungszentren kein 
neues flächendeckendes System als Gegensatz zum 
System der zentralen Orte geschaffen werden. Er- 
stere sollten vielmehr einzelne, schwerpunktmäßig 
zu fördernde Orte in strukturschwachen Gebieten 
sein. Der Ausschuß betont in diesem Zusammen- 
hang, daß in Gebieten ohne ausreichende Verdich- 
tung auch solche Orte in Frage kommen, deren Ein- 
zugsbereich die Größe von 40 000 Einwohnern nicht 
erreicht. 

4.4 

Nach Auffassung der Koalitionsfraktionen haben 
sich die Gebietseinheiten im Bundesraumordnungs- 
programm für die Analyse bewährt. Auch kann die 
im Raumordnungsbericht 1974 vorgestellte Auswei- 
sung von Großregionen für den gleichen Zweck sinn- 
voll sein. Es wird allerdings als erforderlich ange- 
sehen, daß die Festlegung von Gebietseinheiten vor 
allem in Verflechtungsbereichen aus Gründen einer 
realistischeren Analyse und einer sinnvolleren Pla- 
nung nicht an die Landesgrenzen gebunden sein 
sollte. 

Die innergebietliche Differenzierung der Gebiets- 
einheiten soll bei der Fortschreibung des Bundes- 
raumordnungsprogrammes besonders berücksichtigt 
werden. — Nach Auffassung des Ausschusses muß 
gewährleistet sein, daß Großregionen, Gebietsein- 
heiten und Mittelbereiche zu einem sinnvollen 
System integriert werden. 

4.5 

Der Ausschuß hält es für geboten, daß auch Maß- 
nahmen getroffen werden, die geeignet sind, die 
immer unhaltbarer werdende Situation in Verdich- 
tungsräumen nachhaltig zu verbessern. 

Nach Ansicht der Fraktion der CDU/CSU soll in 
stark belasteten Verdichtungsräumen einer weiteren 
Zunahme der Bevölkerung und der Arbeitsplätze 
entgegengewirkt werden. Zumindest soll der Zuzug 
nicht mit öffentlidien Mitteln gefördert werden. Es 
wird ferner die Prüfung der Frage angeregt, wo die 
Grenzen einer notwendigen und gesunden Verdich- 
tung liegen; dabei sollten auch die Folgekosten der 
Ballung berücksichtigt werden. 

4.6 

Der Ausschuß macht sich die Auffassung des Bun- 
destagsausschusses für Wirtschaft zu eigen, daß die 


Fachplanungen der Minis lerien auf Bundesebene 
und die Arbeiten in den Bund-Länder-Gremien der 
Gemeinschaftsaufgaben auf der Basis des Raumord- 
nungsprogrammes besser als bisher koordiniert 
werden müssen. Innerhalb der Bundesländer sollte 
entsprechend verfahren werden. 

Ferner hält der Ausschuß die Einfügung der raum- 
wirksamen Planungen und Maßnahmen in die Mit- 
telfristige Finanzplanung für wünschenswert. 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
unterstützt diese Meinung insbesondere mit Rück- 
sicht auf die Gemeinden. 

Die Verabschiedung des Programmes muß zumin- 
dest auf Bundesebene zu einer Selbstbindung der 
Ressorts führen in der Weise, daß auch im Konflikt- 
fall die Belange der Raumordnung berücksichtigt 
werden. — Das für die Raumordnung zuständige 
Ministerium sollte auf der Basis des Raumordnungs- 
programmes auf die laufenden Fachplanungen bes- 
ser als bisher einwirken können. 

4.7 

Das Raumordnungsprogramm ermöglicht als ein 
gesamträumlicher und überfachlicher Orientierungs- 
rahmen eine Koordination und Kooperation im Be- 
reich der Analyse, der Planung und des Mittelein- 
satzes von Bund und Ländern. 

Nach Ansicht der Koalition sollte der Bund seine 
schon jetzt gegebenen und rechtlich anerkannten 
Befugnisse, den Ländern raumordnungsrelevante 
Eckdaten vorzugeben, stärker nutzen. Es sollte er- 
wogen werden, dem Bund eine zusätzliche bzw. um- 
fassender fixierte Raumordnungskompetenz einzu- 
räumen. 

4.8 

Der Ausschuß hebt hervor, daß die in dem Be- 
schluß des Bundestages vom 3. Juli 1969 geforderte 
Festlegung der regionalen Verteilung raumwirk- 
samer Bundesmittel erstmals für die Haushaltsjahre 
1969 und 1970 im Bundesraumordnungsprogramm 
dargestellt worden ist. Er begrüßt es, daß das zu- 
ständige Ministerium zur Zeit an der entsprechen- 
den Darstellung für die Haushaltsjahre 1971 bis 1973 
arbeitet. Andererseits stellt der Ausschuß fest, daß 
eine auf die Zukunft bezogene Regionalisierung der 
Bundesmittel noch aussteht. Eine solche Aufteilung 
innerhalb der Gebietseinheiten auf Verdichtungs- 
räume und ländliche Gebiete sowie auf das Zonen- 
randgebiet wird in der Fortschreibung des Pro- 
grammes als dringend erforderlich angesehen. 

4.9 

Der Ausschuß macht sich die Feststellung des 
Raumordnungsberichtes 1974 zu eigen, daß die Be- 
rücksichtigung europäischer Aspekte für die Ent- 
wicklung der nationalen Raum- und Siedlungsstruk- 
tur immer dringender wird. Die Bundesregierung 
soll diese Aspekte bei der Fortschreibung des Bun- 
desraumordnungsprogrammes in besonderer Weise 
berücksichtigen. Damit unterstreicht der Ausschuß 
die diesbezügliche Äußerung des Bundestagsaus- 
schusses für Wirtschaft. 
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4.10 

Nach Ansicht des Ausschusses müssen als Vor- 
aussetzung für realisierbare Zielsetzungen im Be- 
reich der Raumordnungspolitik eine Aktualisierung 
der Datenbasis, eine Verfeinerung des analytischen 
Instrumentariums sowie die Verbesserung des Kata- 
logs der Sozialindikatoren festgestellt werden. Da- 


bei werden jedoch die Grenzen gesehen, die sich 
insbesondere aus der amtlichen Statistik ergeben. 
Auf jeden Fall bedarf es insbesondere solcher Indi- 
katoren, die einen besseren Aufschluß über Bewe- 
gungsprozesse und Entwicklungstendenzen gestat- 
ten. Es ist angezeigt, für diesen Bereich Forschungs- 
mittel einzusetzen. 


Bonn, den 19. Februar 1976 


Immer (Altenkirchen) Dr. Jahn (Münster) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Raumordnungsberichte 1972 — Drucksache VI/3793 — und 1974 

— Drucksache 7/3582 — sowie das Bundesraumordnungsprogramm 

— Drucksache 7/3584 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Raumordnungsberichte 1972 und 1974 sowie das Bundesraumordnungs- 
programm werden positiv beurteilt; sie haben die Bundesraumordnungspolitik 
weiter konkretisiert und die Möglichkeiten zur Koordinierung verfeinert. 

Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß das Bundesraumordnungspro- 
gramm im einzelnen umgesetzt und alsbald fortgeschrieben wird. 

Bei der Fortschreibung sollten von besonderer Bedeutung sein 

— die Schaffung der räumlichen Voraussetzungen für gleichwertige Lebens- 
bedingungen durch dezentralisierte Konzentration in allen Teilräumen des 
Bundesgebietes, 

— die Verbesserung der Indikatoren und eine Aktualisierung der Datenbasis, 

— die regionalisierte Bevölkerungs- und Arbeitsplatzprognose, 

— die innergebietliche Differenzierung der Gebietseinheiten, 

— die Abstimmung von Arbeitsmarkt- und Verkehrsregionen an die Raum- 
ordnungseinheiten, 

— die Kriterien für die Ausweisung von Entwicklungszentren, 

— die Überprüfung und Prioritätensetzung großräumiger Achsen und 

— die Berücksichtigung europäischer Bezüge, insbesondere im grenzüber- 
schreitenden Bereich. 

Im übrigen hält der Deutsche Bundestag insgesamt eine stärkere Koordinie- 
rung der raumwirksamen Planungen und Maßnahmen, insbesondere auf der 
Grundlage des Bundesraumordnungsprogrammes, für notwendig und deren 
Einfügung in die mittelfristige Finanzplanung für wünschenswert; 

3. den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 7/2563 — 
mit der Annahme der Entschließung unter Nummer 2 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 19. Februar 1976 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Schneider Immer (Altenkirchen) Dr. Jahn (Münster) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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